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27.03.2024 

 

Rundschreiben III/2024 

 

 
Sehr geehrte Mandanten,  

sehr geehrte Leser, 

 

in regelmäßiger Abfolge möchten wir Sie schwerpunktmäßig über Gesetzgebungsverfahren im 

Steuerrecht und ausgewählte Entscheidungen speziell der Finanzgerichte sowie über Anweisungen 

der Finanzverwaltung informieren.  

Die Informationen sind sorgfältig aus verlässlichen Quellen herausgesucht und bearbeitet. Gleich-

wohl kann weder eine Gewähr für die Richtigkeit und Vollständigkeit noch irgendeine Haftung 

übernommen werden. Die Nutzung der angebotenen Informationen erfolgt auf eigenes Risiko. 

Hinweise und Tipps haben lediglich allgemeinen Charakter und sind in jeder Hinsicht unverbind-

lich. Sie können eine konkrete Einzelfallberatung nicht ersetzen. Sprechen Sie uns bei Interesse 

gerne an. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

N E U L K E N   &   P A R T N E R 
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1. April 2024 
 

10.04.2024 Lohnsteuer 

 Kirchensteuer 

 Umsatzsteuer 

24.04.2024 Sozialversicherung 

 

 

2. Mai 2024 
 

10.05.2024 Lohnsteuer 

 Kirchensteuer 

 Umsatzsteuer 

15.05.2024 Gewerbesteuer 

 Grundsteuer 

24.05.2024 Sozialversicherung 

 

 

 

Für die zum 10.04.2024 fälligen Steuern läuft die Schonfrist am 15.04.2024 ab. Die Schonfrist für 
die am 10.05.2024 fälligen Steuern endet am 13.05.2024. Die Schonfrist für die am 15.05.2024 
fälligen Steuern läuft am 21.05.2024 ab. 

Für die Sozialversicherungsbeiträge gilt grundsätzlich, dass diese als Datensatz am fünftletzten 
Bankarbeitstag den Krankenkassen vorliegen und spätestens am drittletzten Bankarbeitstag gutge-
schrieben sein müssen. 

Der drittletzte Bankarbeitstag für die späteste Zahlung der Sozialversicherungsbeiträge im Monat 
April ist der 26.04.2024, im Monat Mail ist es der 28.05.2024.  

 

I. Wichtige Steuer- und Sozialversicherungstermine  
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1. Wachstumschancengesetz; Bundesrat stimmt dem Kompromissvorschlag des Vermitt-
lungsausschusses zu 

 

Mit Datum vom 22.03.2024 hat der Bundes-
rat mit seiner Zustimmung zum Kompro-
missvorschlag des Vermittlungsausschusses 
den Weg für das Gesetz frei gemacht. Wir ha-
ben im Rundschreiben II/2024 die vom Ver-
mittlungsausschuss vorgesehenen Änderun-
gen, die eine Zustimmung des Bundesrates 
ermöglichen sollten, dargestellt. Ergänzend 

sei noch darauf hingewiesen, dass die Anzei-
gepflicht für nationale Steuergestaltungen 
nicht mehr im Gesetzentwurf enthalten ist.  

Das Entlastungsvolumen wird von der Bun-
desregierung mit € 3,2 Mrd. angegeben. Ur-
sprünglich war eine Entlastung von € 6,3 
Mrd. vorgesehen. U. a. ursächlich für die Re-
duktion der Entlastung war, dass die Klima-
schutz-Investitionsprämie gestrichen wurde.  

 

 

 

2. EU-Mehrwertsteuerreform; „Mehrwertsteuer im digitalen Zeitalter“ 

 

Bereits mit Datum vom 08.12.2022 hatte die 
EU-Kommission den Richtlinienvorschlag 
„VAT in the Digital Age“ veröffentlicht. Da-
bei sollten im Wesentlichen die folgenden 
drei Bereiche geregelt werden: 

· die Einführung eines digitalen Repor-
tings von Einzeltransaktionen in 
Echtzeit auf Basis einer verpflichten-
den elektronischen Rechnungsstel-
lung für Unternehmen, die in der EU 
grenzüberschreitend tätig sind, bei 
gleichzeitiger stärkerer Harmonisie-
rung des Rechtsrahmens für natio-
nale Transaktionen („Digitale Melde-
systeme/E-Rechnung“); 

· die Besteuerung von Online-Plattfor-
men, die die kurzzeitige Vermietung 
von Übernachtungsmöglichkeiten  
oder die Erbringung von Personenbe-
förderungsleistungen unterstützen 
(„Plattformwirtschaft“) und 

· die weitere Vermeidung mehrfacher 
MwSt-Registrierungen von Steuer-
pflichtigen in den Mitgliedstaaten 
(„einzige MwSt-Registrierung“). 

Am 24.10.2023 haben die Abgeordneten des 
Ausschusses für Wirtschaft und Währung 
(ECON) des Europäischen Parlaments ihre 
diesbezügliche Stellungnahme verabschiedet. 
Die im Ausschuss abgestimmten Änderungs-
anträge wurden vom Europäischen Parla-
ment im Rahmen einer Anhörung behandelt 
und unter dem Datum vom 22.11.2023 
wurde hierüber abgestimmt. 

Die Abgeordneten des Parlaments schlagen 
dabei folgende Änderungen vor: 

· Eine einjährige Verschiebung des 
Starttermins aller drei Reformteile 
(EU-einheitliche Anforderungen an 
die elektronische Rechnungsstellung 
und digitale Berichterstattung in Mit-
gliedstaaten; geänderte Mehrwert-
steuervorschriften für die Personen-
beförderung und die kurzzeitige Be-
herbergung mittels Onlineplattfor-
men; Einführung einer einzigen EU-
weiten Registrierung für Mehrwert-
steuerzwecke); vor allem die einheit-
liche Registrierung wäre eine große 

II. Aus der Gesetzgebung 
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Erleichterung für kleine und mittel-
ständische Unternehmen, da steuerli-
che Befolgungskosten mit Milliarden-
beträgen zu Buche schlagen. So lie-
ßen sich im Zeitraum 2023 - 2032 
nach Angaben der Kommission im 
Rahmen der Mehrwertsteuer-Mel-
dung über € 41 Mrd. an Einsparun-
gen erzielen, davon circa € 11 Mrd. 
durch die Aufhebung alter Melde-
pflichten. 

· Eine Verlängerung der Frist für die 
Ausstellung von Rechnungen nach 
dem die Steuerpflicht auslösenden 
Ereignis – von zwei auf acht Tage. 

· Der Begriff der „elektronischen Rech-
nungsstellung" soll weiter gefasst 
werden und – bis zum Januar 2028 – 
auch PDF-Rechnungen umfassen. 

· Aus Gründen des Vertrauensschutzes 
sollen die Rechnungen folgende An-
gaben nicht mehr zwingend enthalten 
müssen: die IBAN der Bank des Lie-
feranten sowie den Zeitpunkt der 
Zahlung. 

Auf nationaler Ebene will die Bundesregie-
rung im Kampf gegen den Umsatzsteuerbe-
trug zeitnah ein elektronisches Meldesystem 
bundesweit einheitlich einführen, welches für 
die Erstellung, Prüfung und Weiterleitung 
von Rechnungen verwendet werden soll. Die 
Einführung einer verpflichtenden E-Rech-
nung ist auf Basis der geltenden Regelungen 
der Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie (MwSt-
SystRL) nicht möglich. Aus diesem Grund 
hat die Bundesrepublik Deutschland im No-
vember 2022 einen Antrag auf Erteilung einer 
Ermächtigung nach Art. 395 MwStSystRL 
gestellt. Diese Ermächtigung wurde mit 
Durchführungsbeschluss vom 25.07.2023 er-
teilt. Das Bundesministerium der Finanzen 
(BMF) verfolgt das Ziel, sowohl für die nati-
onalen als auch die grenzüberschreitenden 
Umsätze ein einheitliches elektronisches Sys-
tem für die transaktionsbezogene Meldung 
vorzusehen. Damit soll die Belastung der 
Wirtschaft möglichst geringgehalten werden. 

Derzeit werden entsprechende Änderungs-
vorhaben mit den Wirtschaftsverbänden dis-
kutiert. 

Deutschland plant die Einrichtung eines eige-
nen E-Rechnungssystems, erst zu einem spä-
teren Zeitpunkt soll dann ein Meldesystem 
zur Bekämpfung von Umsatzsteuerbetrug 
hinzugefügt werden. 

Auf EU-Ebene setzt eine finale Umsetzung 
der Initiative „VAT in the Digital Age“ die 
Zustimmung aller 27 EU-Mitgliedstaaten vo-
raus. Die Reform dürfte daher erst ab dem 
01.01.2028 umgesetzt werden können. 
Deutschland schreitet mit der geplanten Ein-
richtung eines E-Rechnungssystems voran. 

Auf Grundlage des Wachstumschancengeset-
zes sind derzeit folgende Regelungen/Über-
gangsregelungen auf nationaler Ebene zu be-
achten: 

· grundsätzliche Einführung einer 
elektronischen Rechnungspflicht für 
B2B-Geschäfte ab dem 01.01.2025; 

· bis Ende 2026 kann die Rechnungs-
stellung auf Papier oder in anderem 
elektronischem Format (bei Zustim-
mung des Empfängers) erfolgen; 

· bis Ende 2027 ist die Rechnungsstel-
lung noch auf Papier oder in anderem 
elektronischem Format (bei Zustim-
mung des Empfängers) möglich, 
wenn der Gesamtumsatz des Rech-
nungsausstellers im vorangegange-
nem Kalenderjahr € 800.000 nicht 
übersteigt; 

· bis Ende 2027 (umsatzunabhängig) 
kann die Rechnungsausstellung via 
anderen elektronischen Formats (bei 
Zustimmung des Empfängers) erfol-
gen, wenn die Rechnung mittels EDI-
Verfahren (Electronic Data Inter-
change) übermittelt wird. 
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1. Einkommensteuer; Verzicht auf im Wege des internen Versorgungsausgleichs erlangter 
Pensionsansprüche 

 
Vorbemerkung:  

Im Rahmen von Ehescheidungen kommt es durchaus 
nicht selten vor, dass Ehescheidungsbeschlüsse des Ge-
richts vorsehen, dass im Rahmen des Zugewinnaus-
gleichs oder Versorgungsausgleichs z. B. die bisherige 
Ehefrau im Wege des internen Versorgungsausgleichs 
zu Lasten der Ansprüche des bisherigen Ehemanns ei-
nen eigenen Pensionsanspruch gegen die Arbeitgeber-
GmbH des bisherigen Ehemanns erhält.  
Ebenso kann es vorkommen, dass im Nachhinein die 
geschiedenen Eheleute sich darauf einigen, dass die ge-
schiedene Ehefrau gegen Übertragung anderer Vermö-
genswerte durch den geschiedenen Ehemann auf den 
ihr zugesprochenen Versorgungsausgleich verzichtet. 
Fraglich ist in diesem Zusammenhang, ob darin – so 
wie es das Finanzamt gesehen hat – ein Zufluss von 
Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit bei der ge-
schiedenen Ehefrau eingetreten ist. 
 

 
Der BFH hat mit Urteil vom 10.10.2023 – IX 
R 15/22 entschieden: 
Vereinbaren geschiedene Eheleute in einer 
notariellen Scheidungsfolgenvereinbarung, 
dass der in Bezug auf eine Versorgungszusage 
des Ehemanns zugunsten der Ehefrau durch-
geführte interne Versorgungsausgleich in der 
Weise rückgängig gemacht werden soll, dass 
die Versorgungszusage wieder in voller Höhe 
gegenüber dem Ehemann zu erfüllen ist und 
erhält die Ehefrau im Gegenzug dafür eine 
werthaltige Gegenleistung, erzielt sie keine 
steuerbaren Einkünfte, wenn ihr aus dem 
übertragenen Anrecht noch kein fälliger An-
spruch zustand. 

 

 

 

2. Einkommensteuer; Vorfälligkeitsentschädigung im Zusammenhang mit einem nicht-
steuerbaren Grundstücksverkauf 

 

Vorbemerkung: 

Kreditzinsen im Zusammenhang mit der Finanzierung 
einer vermieteten Immobilie sind Werbungskosten. 
Umschuldungen und durch Ablösung von Krediten ent-
stehende Aufwendungen sind dann ebenfalls Wer-
bungskosten, wenn sie im Zusammenhang mit der wei-
teren Erzielung von Vermietungseinkünften anfallen. 
Fraglich war im nachstehend wiedergegebenen Urteil 
des Finanzgerichts, ob dies auch dann gilt, wenn die 

Vermietungsabsicht aufgegeben wurde, weil eine Ver-
äußerung beabsichtigt war. 

Nach dem Urteil des Finanzgerichts Köln 
vom 19.10.2023 – 11 K 1802/22 ist eine Vor-
fälligkeitsentschädigung für die Ablösung ei-
nes Grundstückskredits im Hinblick auf eine 
anstehende nichtsteuerbare Grundstücks-
veräußerung nicht als Werbungskosten ab-
zugsfähig. 

 

 

 

 

 

III. Aus der Rechtsprechung und der Steuerverwaltung 
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3. Einkommensteuer; rückwirkende Zusammenveranlagung bei Umwandlung einer einge-
tragenen Partnerschaft in eine Ehe 

 

Das Sächsische Finanzgericht hat mit Urteil 
vom 13.06.2023 – 2 K 209/23 in der Um-
wandlung einer bis dato eingetragenen Part-
nerschaft in eine Ehe den Tatbestand eines 
steuerlich rückwirkenden Ereignisses nach 

§ 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO gesehen. Folg-
lich war den Klägern der Weg für eine 
Zusammenveranlagung für bereits bestands-
kräftig veranlagte Veranlagungszeiträume er-
öffnet. 

 

 

 

4. Gewerbesteuer; erweiterte Kürzung im Zusammenhang mit einer Betriebsverpachtung 

 

Vorbemerkung: 

Soweit ein Grundbesitz vermietendes Unternehmen ne-
ben der Grundstücksvermietung nur eigenes Kapital-
vermögen verwaltet, kann auf Antrag vom Gewerbe-
trag der Anteil in voller Höhe abgezogen werden, der 
auf die Verwaltung und Nutzung des eigenen Grundbe-
sitzes entfällt. Schädlich und diese erweiterte Kürzung 
ausschließend ist es jedoch, wenn neben den Einnah-
men aus der Grundstücksüberlassung bzw. den Einnah-
men aus der Verwaltung eigenen Kapitalvermögens an-
dere gewerbliche Einkünfte bezogen werden. Hierzu 
gehört z. B. die Vermietung von Betriebsvorrichtungen. 
Die nachstehend wiedergegebene, nicht rechtskräftige 
Entscheidung des Finanzgerichts Düsseldorf lässt auf-
horchen. 

Das Finanzgericht Düsseldorf hat mit Urteil 
vom 23.11.2023 –14 K 1037/22 G entschie-
den, dass bei einer Betriebsverpachtung, bei 
der die einzige wesentliche Betriebsgrundlage 
ein Grundstück ist, die Voraussetzungen für 
die erweiterte Gewerbesteuerkürzung nach 
§ 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG erfüllt sein können. 

Des Weiteren hat das Finanzgericht entschie-
den, dass die Mitvermietung von Lastenauf-
zügen zum Betrieb von Warenhäusern als 
zwingend notwendiger Teil einer wirtschaft-
lich sinnvoll gestalteten eigenen Grund-
stücksnutzung und -verwaltung der erweiter-
ten Kürzung nicht entgegenstehe. Verlade-
rampen, die am Gebäude angebracht seien, 

sind nach Auffassung des Finanzgerichts au-
ßerdem keine begünstigungsschädlichen Be-
triebsvorrichtungen. 

Anmerkung: 

Nach bisheriger Lesart stellen Lastenaufzüge und Ram-
pen Betriebsvorrichtungen dar, deren Vermietung im 
Hinblick auf die erweiterte Kürzung schädlich ist. Ent-
scheidend wird sein, ob die Überlassung der Betriebs-
vorrichtungen auf Grundlage eines Mietverhältnisses 
erfolgte oder es sich bei diesen um zwingend notwen-
dige Bestandteile einer wirtschaftlich sinnvoll gestalte-
ten Einheit handelt. Es bleibt abzuwarten, wie der BFH 
(Az. IV R 41/23) den Fall beurteilen wird und ob wei-
tere Schärfungen der Grundsätze zur Inanspruchnahme 
der erweiterten Kürzung in diesem Zusammenhang 
vom BFH erfolgen. 

In die Richtung der Entscheidung des Finanzgerichts 
Düsseldorf gehend hat auch der IV. Senat des BFH mit 
Urteil vom 19.12.2023 – IV R 5/21 entschieden. Im Fall 
des BFH ging es u. a. darum, ob im Rahmen einer Be-
triebsverpachtung, bei der sich die Verpachtung auf die 
Überlassung von Grundbesitz erstreckte und die we-
sentlichen, dem Verpachtungsbetrieb das Gepräge ge-
benden Betriebsgegenstände ausschließlich eigenen be-
bauten Grundbesitz betrafen, die Zugehörigkeit einer 
Waschanlage zum Gebäude kürzungsschädlich war. 
Hierzu hat der BFH an die Vorinstanz zurückverwie-
sen. Zu prüfen wird noch sein, ob die Waschanlage im 
Rahmen eines Mietverhältnisses überlassen wurde. Ist 
dies der Fall, wäre dies eine für die erweiterte Kürzung 
schädliche Vermietung. Andernfalls wäre die erweiterte 
Kürzung im Urteilsfall des BFH nicht zu versagen.  

. 
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5. Gewerbesteuer; Fortführung des Gewerbeverlustes einer Kapitalgesellschaft durch 
eine Personengesellschaft nach Einbringung des Betriebs 

 

Mit Urteil vom 01.02.2024 – IV R 26/21 ent-
schied der BFH, dass nach der Einbringung 
ihres vollständigen Betriebs nach  
§ 24 UmwStG in eine Personengesellschaft 
die für den Fortbestand eines Gewerbeverlus-
tes erforderliche Unternehmensidentität ge-
wahrt ist, wenn die einbringende Kapitalge-
sellschaft sich nach der Einbringung auf das 
Halten der Mitunternehmerstellung an der 
aufnehmenden Personengesellschaft be-
schränkt.  

Unternehmeridentität war im entschiedenen 
Fall ebenfalls gegeben. Denn die einbrin-
gende Kapitalgesellschaft war alleinige Kom-
manditistin der aufnehmenden Personenge-
sellschaft GmbH & Co. KG. 

Anmerkung: 

Bei einer Einbringung in eine Personengesellschaft tritt 
die übernehmende Personengesellschaft nach § 24 

Abs. 4 Halbsatz 1 i. V. mit § 23 Abs. 1 i. V. mit § 12 
Abs. 3 Halbsatz 1 UmwStG in die Rechtsstellung des 
Einbringenden ein. Der Ausschluss eines Verlustüber-
gangs nach § 12 Abs. 3 Halbsatz 2 i. V. mit § 4 Abs. 2 
Satz 2 UmwStG tritt bei der Einbringung in die Perso-
nengesellschaft nicht ein. Es gelten für die Fortführung 
des Gewerbeverlustes die allgemeinen Voraussetzun-
gen der Unternehmens- und der Unternehmeridentität. 

Die Unternehmensidentität sah der BFH vor allem des-
halb als gewahrt an, weil es sich bei der Einbringung im 
Urteilsfall um eine „Totalausgliederung“ handelte. In-
soweit trat die Gewerblichkeitsfiktion des § 2 Abs. 2 
Satz 1 GewStG hinter die tatsächliche identitätswah-
rende Fortführung des eingebrachten Unternehmens 
durch die Mitunternehmerschaft zurück. Dadurch, dass 
die Mitunternehmerschaft das „gleiche Unternehmen“ 
fortführte, war von der Unternehmensidentität des die 
Verluste erlittenen und die Verluste fortführenden Un-
ternehmens auszugehen.  

Hinsichtlich der Unternehmeridentität ergaben sich im 
Urteilsfall keine Bedenken. Denn die einbringende Ka-
pitalgesellschaft war als alleinige Kommanditistin zu 
100 % Trägerin der Mitunternehmerschaft. 

 

 

 

6. Steuerliche Außenprüfung; BMF veröffentlicht aktualisierte Grundsätze zur ordnungs-
mäßigen Führung und Aufbewahrung von Büchern, Aufzeichnungen und Unterlagen in 
elektronischer Form sowie zum Datenzugriff (GoBD) 

 

Mit Schreiben vom 11.03.2024 – IV D 2 – S 
0316/21/10001:002 aktualisiert das Bundes-
ministerium der Finanzen (BMF) die GoBD 
vom 28.11.2019 (BStBl. I S. 1269). Diese Ak-
tualisierung trägt dem Rechnung, dass mit 
dem Gesetz zur Umsetzung der DAC7 (Ge-
setz über die Meldepflicht und den automati-
schen Austausch von Informationen melden-
der Plattformbetreiber in Steuersachen; Platt-
formen-Steuertransparenzgesetz – PStG) 
Deutschland die letzte Ergänzung der EU-
Amtshilferichtlinie 2011/16/EU („DAC7“), 
die die Einführung neuer Sorgfalts- und Mel-
depflichten für Plattformbetreiber sowie Er-
weiterungen des steuerlichen Informations-
austausches zwischen den EU-
Mitgliedstaaten enthält, in nationales Recht 
umgesetzt hat. Mit dem Schreiben vom 

11.03.2024 aktualisiert das BMF sein Schrei-
ben zu den GoBD vom 28.11.2019 (BStBl. I 
S. 1269) und arbeitet die Änderungen auf-
grund der Umsetzung der DAC7 ein. 

Insbesondere behandelt das BMF im aktuel-
len Schreiben den Umfang und die Ausübung 
des Rechts auf Datenzugriff nach § 147 
Abs. 6 AO. Das BMF führt hierzu aus, dass 
die Daten nicht nur per physischem Speicher-
medium, sondern auch über eine Datenaus-
tauschplattform (Cloud) der Finanzbehörde 
zur Verfügung gestellt werden können, für die 
die Finanzbehörde einen Zugang eröffnet hat 
(§ 87a Abs. 1 AO). Weiter sind die Verarbei-
tung und die Aufbewahrung der Daten auf 
den mobilen Datenverarbeitungssystemen 
der Finanzbehörde nicht ortsgebunden. Al-
lerdings sind spätestens nach Bestandskraft 
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der aufgrund der Außenprüfung ergangenen 
Bescheide die vom Steuerpflichtigen überlas-
senen Daten zu löschen (vgl. Rn. 167 ff. des 
Schreibens). 

Des Weiteren stellt das BMF in einer Anlage 
zum Schreiben dar, in welchem Standard die 
Datenüberlassung zu erfolgen hat und gibt 
eine Beschreibung für die digitale Lohn-
schnittstelle. Des Weiteren geht das BMF 
auch auf Exporte aus elektronischen Auf-
zeichnungssystemen ein. Die Finanzverwal-
tung stellt eine Muster-index.xml-Datei zur 
Verfügung, welche als Beschreibung für digi-
tale Schnittstellen dient. 

 

Anmerkung: 

Neben der beabsichtigten Schaffung steuerlicher Trans-
parenz in der digitalen Plattformökonomie, derzufolge 
dessen Betreiber digitaler Plattformen in bestimmten 
Fällen dem Bundeszentralamt für Steuern Informatio-
nen über Einkünfte zu melden haben, war ein Schwer-
punkt der DAC7-Richtlinie und in der Folge des Platt-
formen-Steuertransparenzgesetzes die Modernisierung 
der Außenprüfung, insbesondere in Fällen der Verrech-
nungspreisprüfung.  

Die Steuerpflichtigen, die von der Datenüberlassungs-
pflicht im Rahmen einer Außenprüfung betroffen sind, 
werden die Vorgaben des BMF zu beachten haben und 
sollten prüfen, ob diesen im Rahmen der unterhaltenen 
IT entsprochen werden kann. Die aktualisierten GoBD 
gelten ab dem 01.04.2024.  
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1. Arbeitsrecht; Arbeitsverhinderung wegen SARS-CoV-2-Infektion 

 

Nach dem Urteil des Bundesarbeitsgerichts 
(BAG) vom 20.03.2024 – 5 AZR 234/23 stellt 
eine SARS-CoV-2-Infektion auch bei einem 
symptomlosen Verlauf eine Krankheit nach 
dem Entgeltfortzahlungsgesetz (EFZG) dar, 
die zur Arbeitsunfähigkeit führt, wenn es dem 

Arbeitnehmer infolge einer behördlichen Ab-
sonderungsanordnung rechtlich unmöglich 
ist, die geschuldete Tätigkeit bei dem Arbeit-
geber zu erbringen und eine Erbringung in 
der häuslichen Umgebung nicht in Betracht 
kommt. 

 

 

 

2. GmbH-Recht; Reichweite eines Entlastungsbeschlusses der Gesellschafterversamm-
lung  

 

Vorbemerkung: 

Im nachfolgend wiedergegebenen Urteil des Oberlan-
desgerichts Brandenburg machte eine GmbH Scha-
densersatzansprüche gegen ihren Geschäftsführer gel-
tend wegen angeblicher Pflichtverletzungen, nachdem 
zuvor dem Geschäftsführer Entlastung erteilt worden 
war. Streitig war, ob zu den Gesellschafterversamm-
lungen die Unterlagen vorgelegen hatten, die für die 
Gesellschafter die Pflichtverletzung erkennbar ge-
macht hätten. Den Beweis, dass die nicht der Fall war, 
konnten die Gesellschafter nicht erbringen. Im Hin-
blick auf die bei der Gesellschaft liegende Beweislast 
hat das Gericht eine Einschränkung der Präklusions-
wirkung des Entlastungsbeschlusses verneint. 

Das Oberlandesgericht Brandenburg hat mit 
Urteil vom 24.01.2024 – 7 U 2/23 entschie-
den, dass in dem Fall, in dem die Gesell-
schafter dem Geschäftsführer ihr Vertrauen 
für seine bisherige Geschäftsführung mittels 
Entlastungsbeschluss aussprechen, sich die 
Entlastung inhaltlich auf alle Geschäftsvor-
gänge, die für die Gesellschafter bei sorgfäl-
tiger Prüfung aufgrund der ihnen vorgeleg-
ten Umstände erkennbar waren, erstreckt. 
Hierzu gehören alle Umstände, die die Ge-
sellschafter durch Nachrechnen oder Nach-
frage hätten in Erfahrung bringen können.  

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

NEULKEN   &   PARTNER 

IV. Aus anderen Rechtsgebieten 


